
 
 
Satzung der Stadt Bocholt über die Nutzung städtischer Liegenschaften 
 
Aufgrund des  

• § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666/SGV NW2023), zuletzt geändert 

durch Artikel 7 des Gesetzes vom 14. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1072), in Kraft 

getreten am 01. Juni 2022, hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bocholt in 

ihrer Sitzung vom 11.12.2024 folgende Satzung der Stadt Bocholt beschlossen: 

I.  

„Präambel 

Die Stadt Bocholt fördert den offenen, respektvollen und diskriminierungsfreien politischen und 

kulturellen Diskurs. Sie stellt hierzu im Rahmen ihrer organisatorischen, technischen und 

personellen Möglichkeiten auf Antrag Flächen und Räume (im Folgenden „Raum“ oder 

„Räume“ genannt) in städtischen Liegenschaften im Rahmen der nachfolgenden Regelungen 

zur Verfügung. Die Stadt macht bei der Entscheidung über die Gewährung der Nutzung die 

Verpflichtung zur Einhaltung der Gesetze, der Werte des Grundgesetzes im Sinne der 

freiheitlichen demokratischen Grundordnung und der universellen Menschenrechte der UN-

Grundrechtscharta zur Grundlage. 

§ 1 Nutzung städtischer Liegenschaften 

 Räume in städtischen Liegenschaften stellt die Stadt Bocholt nach pflichtgemäßem 

Ermessen im Rahmen ihrer organisatorischen, technischen und personellen 

Möglichkeiten zur Nutzung für einmalige oder wiederkehrende Veranstaltungen zur 

Verfügung. Art und Umfang der zu genehmigenden Nutzung bestimmen sich nach dem 

konkret zur Verfügung gestellten Raum und der für diesen jeweils geltenden 

Hausordnung. 

 Eine Nutzung für Veranstaltungen wird nur gewährt, soweit vorrangige städtische 

Belange und Nutzungen nicht beeinträchtigt werden. 

 Ein Anspruch auf Gewährung der Nutzung von Räumen in städtischen Gebäuden für 

Veranstaltungen besteht für Antragstellende nicht. 

 Grundsätzlich ausgeschlossen ist die Nutzung 

a. zu gewerblichen oder religiösen Zwecken 

b. zu privaten Festlichkeiten 
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c. von Räumen auf Schulgeländen während der Unterrichtszeiten der jeweiligen 

Schule 

d. von Räumen in städtischen Verwaltungsgebäuden während der regelmäßigen 

Betriebszeiten der Stadtverwaltung 

Die Stadt Bocholt behält sich vor, in besonders begründeten Sachverhalten Ausnahmen 

hiervon zuzulassen. 

 Die Nutzung von Turn- und Sporthallen richtet sich ausschließlich nach der Richtlinie der 

Stadt Bocholt zur Förderung des Sports. 

 Die Nutzung von Küchen, Fach- und Werkräumen wird nur bei Nachweis einer Leitung 

der jeweiligen Veranstaltung durch eine speziell geschulte Fachkraft genehmigt. 

 Eine Nutzung folgender Liegenschaften zu politischen Zwecken ist ausgeschlossen:  

a. LernWerk, Industriestr. 1  

b. Medienzentrum, Hindenburgstr. 5  

c. Historisches Rathaus, Markt 1  

d. Rathaus mit Kulturzentrum / städt. Bühnenhaus, Berliner Platz 1  

e. Schulgelände mit Ausnahme der Mensa am Benölkenplatz  

f. Jugendamt 

g. Besprechungsräumen im Gigaset-Gebäude, Kaiser-Wilhelm-Str. 52-58 

h. Orchesterraum 

Vom Verbot der Nutzung zu politischen Zwecken ausgenommen sind die in den 

städtischen Gebäuden für die politische Arbeit der Fraktionen und Parteien ausdrücklich 

vorgesehenen Räume.  

Politische Veranstaltungen im Sinne dieser Satzung sind insbesondere:  

- Parteitage  

- Fraktionssitzungen  

- Parteipolitische mediale Auftritte  

Sitzungen kommunaler Gremien sind keine politischen Veranstaltungen im Sinne dieser 

Satzung. 

§ 2 Antragsberechtigte 

Folgende Veranstalter können einen Antrag auf Nutzung stellen: 

− Natürliche Personen mit erstem Wohnsitz in Bocholt, 

− Juristische Personen mit Sitz in Bocholt, 

− Politische Parteien mit demokratisch gebildetem Ortsvorstand in Bocholt. 



§ 3 Verfahren 

 Ein Antrag auf Nutzung ist spätestens 6 Wochen vor der beabsichtigten Nutzung vom 

Veranstalter bei der Stadt Bocholt zu stellen. Für die Beantragung der Nutzung für 

Veranstaltungen mit einer erwarteten Teilnehmerzahl von mehr als 200 Personen 

beträgt die Frist mind. 8 Wochen. 

 Der Antrag muss enthalten die Angaben:  

a. des Veranstalters  

b. einer natürlichen Person als für die Veranstaltung und deren Durchführung 

verantwortlichen Leitung 

c. des zur Nutzung begehrten Raumes 

d. Zweck und Ablauf der beabsichtigten Veranstaltung, ihres zeitlichen Umfangs und 

der erwarteten Teilnehmerzahl 

 Die Stadt Bocholt entscheidet über die Gewährung der Nutzung für Veranstaltungen 

durch Genehmigungsbescheid. Der Genehmigungsbescheid steht unter dem Vorbehalt 

des Widerrufs aus schwerwiegenden Gründen. Diese liegen insbesondere in folgenden 

Fällen vor: 

a. dringende vorrangige städtische Belange  

b. Gefahr für Leib oder Leben 

c. begründeter Anlass zur Besorgnis bzgl. der Verfassungs- oder Gesetzmäßigkeit 

der ordnungsgemäßen Durchführung der Veranstaltung oder ihres Inhalts 

d. Säumnis des Veranstalters bei der Entrichtung der festgesetzten Gebühr 

 Der Stadt Bocholt bleibt vorbehalten,  

a. weitere Angaben im Rahmen der Antragstellung vom Veranstalter zu fordern, 

b. die Genehmigung der Nutzung mit weiteren Nebenbestimmungen zu versehen, 

c. im Einzelfall einen Nachweis ausreichenden Versicherungsschutzes zur 

Durchführung der Veranstaltung zu fordern. 

§ 4 Sicherheit und Ordnung 

 Der Veranstalter haftet bei Durchführung der Veranstaltung für die Einhaltung von 

a. feuer- und lärmschutzrechtlichen, bauordnungs- und ordnungsrechtlichen 

Vorschriften 

b. Jugendschutzvorschriften  

c. sonstige gesetzlichen Vorschriften 

d. Nebenstimmungen der Genehmigung der Nutzung 

e. Hausordnung 

sowie für 

f. die Einholung weiterer etwaig erforderlicher Genehmigungen für die Durchführung 

der Veranstaltung 

Etwaig entstehenden Kosten für Genehmigungen, Feuerwachen, Unfallhilfen u.ä. trägt 

der Veranstalter. 



 Der Stadt Bocholt ist durch ihre Beschäftigten oder Beauftragten im Falle von Gefahr im 

Verzug Zutritt zur Veranstaltung zu gewähren. 

 Garderoben werden vom Veranstalter auf eigene Gefahr betrieben. 

 Der Veranstalter ist verpflichtet: 

a. die zur Nutzung überlassenen Räume und Einrichtungen pfleglich zu behandeln 

b. die Stadt über festgestellte Mängel und Schäden unverzüglich zu informieren 

c. die zur Nutzung überlassenen Räume auf eigene Kosten für die Veranstaltung 

herzurichten und nach der Veranstaltung zu reinigen 

§ 5 Haftung 

 Der Veranstalter haftet für alle Schäden, die anlässlich der Veranstaltung durch den 

Veranstalter oder deren Teilnehmer im Rahmen der Veranstaltung verursacht werden. 

 Die Stadt Bocholt haftet nicht für Schäden, soweit diese nicht grob fahrlässig oder 

vorsätzlich durch die Stadt Bocholt verursacht sind. 

 Der Veranstalter stellt die Stadt Bocholt von Ansprüchen Dritter auf Schadensersatz 

wegen Schäden, die diese infolge deren Teilnahme an der Veranstaltung erleiden, frei. 

§ 6 Gebühren 

 Die Stadt Bocholt erhebt für die Nutzung Gebühren, s. Anlage 1 Gebührenverzeichnis. 

 Die Gebühr wird mit der Genehmigung festgesetzt und ist 14 Tage vor 

Veranstaltungsbeginn fällig. 

§ 7 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.08.2025 in Kraft. Gleichzeitig werden außer Kraft gesetzt: 

− „Satzung der Stadt Bocholt zur Nutzung von städtischen Räumlichkeiten im LernWerk, 

im Medienzentrum und des Bühnenhauses im Rathaus“, beschlossen am 15.05.2024, 

in Kraft getreten am 01.07.2024, 

− „Satzung über die Nutzung von Räumlichkeiten in städtischen Verwaltungsgebäuden der 

Stadt Bocholt“, beschlossen am 11.12.2024, in Kraft getreten am 01.01.2025. 

− „Satzung und Gebührenordnung der Stadt Bocholt über die Benutzung des großen 

Saales im Historischen Rathaus, von Räumlichkeiten im Rathaus mit Kulturzentrum , im 

städtischen Medienzentrum, in den Turnhallen der Ortsteile Lowick und Stenern sowie 

in den städt. Schulen und ihren Pausenhofflächen vom 28.02.2006, in Kraft getreten am 

01.03.2006 

 

 

 



Anlage 1 Gebührenverzeichnis 

§1 Gebührenerhebung 

 Die Stadt Bocholt erhebt für die Nutzung Gebühren. 

 Von der Gebührenerhebung befreit sind die Nutzung für Veranstaltungen: 

a. der Stadt Bocholt als alleinige oder beteiligte Veranstalterin 

b. im Zusammenhang mit dem Auftrag der Schulen als Stätten von Bildung und 

Erziehung 

c. im Sinne des Weiterbildungsgesetzes NRW 

d. der Träger der Freien Jugendhilfe im Rahmen von Ferienbetreuungsangeboten 

 Im besonders begründeten Einzelfall kann die Stadt Bocholt nach pflichtgemäßem 

Ermessen von der Erhebung der Gebühren absehen oder eine von § 2 dieses 

Gebührenverzeichnisses abweichende Gebührenhöhe berechnen 

§2 Gebührenhöhe 

 Bei Nutzung werden die nachfolgenden Gebühren erhoben: 

a. je angefangene Stunde 

▪ LernWerk 

• Besprechungsräume      20,00 EUR 

• Lehrküche (inkl. Dozent)   100,00 EUR 

 

▪ Medienzentrum Veranstaltungsraum   100,00 EUR 

▪ Foyer des Rathauses im Kulturzentrum    50,00 EUR 

▪ Räume in städtischen Verwaltungsgebäuden    20,00 EUR 

▪ Schulen 

• Mensa        25,00 EUR 

• Aula        25,00 EUR 

• Pausenhalle       15,00 EUR 

• Klassenraum       10,00 EUR 

• Fachraum       20,00 EUR 

• Werkraum       20,00 EUR 

• Lehrküche       20,00 EUR 

• Schulhoffläche       10,00 EUR 



b. je Veranstaltungstag 

▪ Veranstaltungssaal LernWerk 

• an Werktagen     400,00 EUR 

• an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen  500,00 EUR 

▪ Großer Saal im historischen Rathaus 

• an Werktagen     400,00 EUR 

• an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen  500,00 EUR 

▪ Ratssaal im Rathaus mit Kulturzentrum 

• an Werktagen     400,00 EUR 

• an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen  500,00 EUR 

▪ Theatersaal mit Foyer und Nebenräumen für 6 Stunden 

• 10 % der Einnahmen, mind.   350,00 EUR 

• und für jede weitere Stunde   120,00 EUR 

c. je Ausstellungswoche  

▪ Foyer des Rathauses mit Kulturzentrum  250,00 EUR 

 Bei Absage der Veranstaltung durch den Veranstalter weniger als 1 Woche vor 

beantragtem Veranstaltungsbeginn wird eine Gebühr erhoben in Höhe von 50,00 EUR. 

 Die Gebühren verstehen sich jeweils inklusive der gesetzlich geschuldeten 

Mehrwertsteuer. 

 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Satzung der Stadt Bocholt über die Nutzung städtischer Liegenschaften wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von 6 Monaten seit 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden können, es sei denn, 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 

d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 

ergibt. 

 
Bocholt, 25.07.2025      Thomas Kerkhoff 
        Bürgermeister 


